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Sctu « eprei « : In mit auswärt « frei iu« Hau« gt& fert «»»nattich #,50 Voldmark. — Einzelnummer l» Soldpfennig. SamStag « 15Goldpfrnnig . — « n » eigenze » ühr Ii Go?>oft«ni.q für I mm Höhe und ein
Sieben»et Breite. Briefe tmfe Geidrr frei. Bei Wiederh-qmige » tariffester Rabatt , der al« A - ffenrabatt gilt und verweigert werden Jana, wenn nicht Kinnen vier Wochen »ach Empfang der Rechauug Zahlung erfolgt , « mtiichc
tijizcige » sind direkt an die Geschäftsstelle der « arlSruher Aeilung. vadtfcher StaalSanzetger , Karlfriedrichstraße14, zu senden und wellen in Vereinbarung mit dem Ministerium tct Innern bercc!»-et. Bei Klageerhedung , zwang «,
»rciser Beitreibung » ich Konkursverfahren fällt der Rabatt fort. Erfüllungsort Karltruhe . — Im Falle von höherer Gewalt, Streik , Sperr «, Aussperrung, Maschinenbruch , Betricttstörlnig im eigenen Betrieb ooer
« denen unserer Lieferanten, hat der Inserent keine AnsprVche, fall« die Zeitung verspätet, in beschränktem Umfange «der nicht erscheint. — Für telepbouische Abbestellung vv» An,eigen wird kein« Gewähr übernommen,
» « « langte Drucksache» und Manuskripte werden nicht zurlUkgegeben und e» wird keinerlei Verpflichtung zu irgendwelcher Vergütung übernommen. Abbestellung d«r Zeitung kann nur je bis 25. auf MouatSschluß erfolgen

Amtlicker Teil
Vorbereitung der Reichstagswahl 1924

♦ » Der Reichsmmister des Innern hat mit Rücksicht
auf die Möglichkeit , dafe die Neuwahlen im Reichstag noch
vor Ablauf der Legislaturperiode stattfinden , durch Rund -

schreiben die Landesregierungen ersucht, die Gemeinden
anzuweisen , mit der Vorbereitung zur Aufstellung der
Wählerlisten und Wahlkarteieu unverzüglich zu beginnen
und die Arbeiten so zu beschleunigen, daß die Listen am
W . März 1324 auslegnngssahig sind.

Der Minister des Innern hat die Bezirksämter ent -
sprechend zur Veranlassung des >vetteren angewiesen . Der
betreffende Erlaß ist im heutigen Staatsanzeiger ver -
öffentlicht.

Die Ausführung des Reichsmietengesctzes
und der dritte« Steuernotverordnung

* * Mit der im Staatsanzeiger dieser Nummer ver -
öffentlichten Bekanntmachung vom 26 . Februar 1924 hat
der Herr Arbeitsminister unter Aufhebung der Bekannt -
machungen vom 24 . Oktober 1923 (Sbaatsanzeiger Nr . 247
vom 21 Oktober 1923) und 21 . Dezember 1923 (Staats -
anzeiger Nr . 298 vom 22 . Dezember 1923) ab 1 . März
1924 die gesetzliche Miete für alle Gemeinden des Landes
einheitlich auf 35 vom Hundert der Friedensmiete in
Goldmark festgesetzt . Die gesetzliche Miete für den Mo -
nat März beträgt hiernach 35 v . H. der Friedensmiete eines
Monats in Goldmark . Zu der Bestimmung der Miete in
einem Hundertsatz der Friedensmietr , statt wie bisher der
Grundmiete , wurde übergegangen , weil die dr itte Steuer -
Notverordnung vom 14 . Februar 1924 (Neichsgesetzblatt
Seite 74) in den Vorschriften über die Miete von der
„Friedensmiete " ausgeht . In dem angegebenen Hun -
t>erjsatz der Friedensmiete sind die Zuschläge für laufende
und große HnstandsetzuügsarMteff , der Betriebskostenzu -
schlag und der Verwaltungskosteilzuschlag enthalten , so dag
die Regehmg die Mietenberechnung vereinfachen und er-
leichtern wird . Der Satz von 35 vom Hundert der Frie -
densmiete bedeutet für die meisten Gemeinden nur eine
unwesentliche Erhöhung der bisher bezahlten Mieten .
Falls in einer oder der anderen „Stadt " im Sinne der
Gemeindeordnung die Berechnung der Februarmiete einen
höheren Satz wie 35 vom Hundert der Friedensmiete er-
gibt , sind die „ Städte " ermächtigt , einen höheren Hundert -
satz der Friedensmiete , aber nicht über 40 vom Hundert
der Friedensmiete , festzusetzen .

Nach der dritten Steuernowerorduung , — § 27 Abs. 3
haben die Länder die Miete allmählich den Friedens -

mieten anzunähern . Eine weitere Erhöhung des Satzes
von 35 vonl Hundert der Friedensmiete wird erforderlich
tverdeu , sobald über die nach § 26 der Steuernotverord -
Mng von den ? bebauten Grundbesitz zu erhebende Steuer
Entschließung getroffen seiu wird .

Der Bade»» - Dollar
* * Iu verschiedenen Zeitungen wird die Nachricht ver-

breitet, daß Falschstücke der Badendollarscheine in Um »
lauf seien. Wie uns von zuständiger Seite mitgeteilt
Imcfc , ist diese Nachricht durchaus unrichtig .

Sozial - und Kleinrentnerfürsorge
* * Die Rrichsrichtzahl, die der Berechnung der Unter »

stiitzungen für die erste Märzhälfte für Sozial - und Klein -
rentner auf Grund der Verordnung vom 14. August 1923
(R .G .BI . I S . 794 ) zugrunde zu legen ist, beträgt nach
dem Stand vom 18. Februar ds . Js . 1 949 000 000 000 .

Die Fnrsorgepflicht für Sozialrentner
Die Verordnung über die Kürsorgepflicht vom 13 . Februar

1924 überträgt die Sonderfürjorge für die Kriegsbeschädigten
und Kriegshinterbliebenen Sozialrentner und Kleinrentner auf
die Länder und Gemeinden . Dazu meldet WTB . : Die Behaup¬
tung. darin liege ein Abbau, eine Verschlechterung oder gar
Herabwürdigung dieser Fürsorge , ist falsch . Diese Sonderfür -
sorge ist auch nach ihrer Übergabe auf ander« Trager nicht dem
freien Ermessen freigegeben. Sie bleibt wie bisher eine Pflicht -
« »sgsbe und steht unter dem Schutze des zwingende» Rechts.
SUc ihre Dttrchführung erhalten die Länder und Gemeinden
aus der dritten Steuernotverordnung die nötigen Einnahme -
•Wellen . Auf diesen Finanzausgleich gründet sich auch die Be¬
stimmung, daß lfür die Voraussetzung Art und Matz der Son -
oerfürsorge die bisherigen Borswriften bis auf weitere? maß-
gebend sind . Damit bleibt der Fürsorge für die KriegSbeschä -
»9 « « , KriegShinterbliebenen und Sozialrentner trotz des Wech-
l®fe bei Lastcnträger die berechtigte Eigenart gewährt .

Die deutsche MMrung
Der amtlichen Denkschrift an die Sachverstän -

digen (Zentralverlag Berlin ) entnehmen wir noch
folgende Ausführungen über die Währungslage :

Im Laufe des 2. Halbjahres 1923 hatte die Währungszer¬
rüttung in Deutschland einen solchen Grad erreicht, daß die
Mark als Werterhaltungsmittel unbrauchbar wurde ; es kam
soweit, daß sie ihre Eignung als Zahlungsmittel selbst im In -
landsverkehr mehr und mehr einbüßte , nachdem sie im AuS-
landsverkehr unverkäuflich geworden war .

Der gegenwärtige Zustand kennzeichnet sich als ein verhält -
nismäßig rasch eingetretener Umschwung , der auf der Ein -
führung der Rentenmark beruht . Die Geschichte der Siarkent -
Wertung beweist , daß alle Matznahmen zum Mißerfolg ver -
urteilt waren , solauge die Notenpresse für Reichszwecke arbei -
tete . Durch die Verordnung über die Errichtung der Deutschen
Rentenbank vom 15. Oktober 1923 wurde die Papiermark -
notenpresse für die Zwecke des Reiches auf den Zeitpunkt der
Herausgabe der Rentenmark stillgelegt und der Plan verwirk-
licht, durch die deutsche Wirtschaft eine privatrechtliche Bank
zu schaffen , die den Zweck verfolgt, die bisherige Schuld deS
Reiches bei der Rsichsbank abzulösen, die Reichsbank von der
weiteren Finanzierung des Reichsbedarfs zu entlasten lind dem
Verkehr das benötigte brauchbare, wertbeständige Zahlungs -
mittel zu geben.

Die Ausgabe der Rentenbankscheine hat am 15 . November
1923 begonnen, und seit dem 20. November ist es gelungen ,
den Dollar auf dem Stande von 4,2 Billionen Papiermark zu
halten , nachdem sich inzwischen die vorübergehend noch weit
ungünstigere Auslandsbewertung der Mark wieder auf diesen
Kurs eingestellt hat .

_
Die Schaffung der Nenteumark kann nur als eine Zwischen»

lösung gelten, da die Wertbeständigkeit hier nicht in der allge-
mein üblichen Weise durch Gold- oder Devisendeckung verbürgt
wird , die von der deutschen Wirtschaft in dem erforderlichen
Umfange nicht hätte bereitgestellt werden können. Waren , wie
Roggen, Kali, Kohle ließen sich als effektive Deckungsmittel
nicht verwenden, es wären bei einem solchen Verfahren un -
entbehrliche Waren auf lange Zeit dem Verkehr entzogen wor-
den . Da auswärtige Anleihen nicht zu erhalten waren , ließ
sich der Weg nicht beschreiten , der in der Vergangenheit mehr -
fach zu Währungsreformen geführt hat.

Die Schaffung einer bloßen Goldrechnung hätte die Schwie-
rigkeiten nicht zu beseitigen vermocht , die sich aus dem Fehlen
eines wertbeständigen Zahlungsmittels ergaben . Der Ausweg
wurde gefunden in einem Zahlungsmittel das durch Grund -
schulde« und Schuldverschreibungen der gesamte« deutschen
Wirtschaft, der Landwirtschaft, der Industrie und des Handels ,
einschließlich des Transport - und Bankgewerbes gesichert ist .
Jeder Belastete wird zu seinem Teil Anteilseigner der Bank.

Nicht der Staat oder Liegenschaften des Staates bilden die
Grundlage der Rentenmark , sondern eine privatrechtliche Bank ,
zu deren Gunsten die gesamte deutsche Privatwirtschaft be-
lastet wird , ist die verantwortliche Emissionsstelle der Reuten -
mark . Die Belastung ist nicht allgemeiner Natur , sondern sie
wirkt sich in einer tatsächlichen Belastung jedes einzelnen An-
teileigners der Rentenbank aus . Auf jedem Grundstück ent -
steht kraft Gesetzes eine Grundschuld, die auf Antrag der
Bank eingetragen wird . Die Verpflichtungen der industriel -
len , gewerblichen und Handelsbetriebe werden, soweit Grund -
stücksbelastungen nicht möglich sind , dltrch Schuldverschreibun-
gen verkörpert . Die Grundschulden und die Schuldverschrei-
bungen sind jährlich mit 6 Prozent zu verzinsen . Die Kapital -
und Zinslast ist auf Gold abgestellt und wird in Goldmark be-
rechnet, ist also unabhängig vom Kurse der Rentenbankscheine.
Dasselbe gilt für die Verzinsung der Rentenbriefe , die das
Bindeglied zwischen den Grundschulden und Schuldverschrei-
bungen einerseits und dem Rentengeld andererseits bilden.

Die Rentenmark findet nämlich eine wichtige Stütze darin ,
daß die Deutsche Renten bank verpflichtet ist^ die von ihr aus -
gegebenen Rentenbankscheine jederzeit auf Verlangen derart
gegen ihre Rentenbriefe einzulösen, daß auf 500 Rentenmark
ein Rentenbrief über 500 Goldmark mit Zinsenlauf vom näch¬
sten Fälligkeitstermin ab gewährt wird . Hierin liegt eine Bor -
kehrung gegen ein Abgleite« der Rentenmark , das im übrigen
am besten dadurch vermieden wird, daß der auszugebende Be-
trag sich im Rahmen der Verkehrsbedürfnisse hält .

Der gegenwärtige Umlauf an Zahlungsmitteln in Deutsch-
land darf , auch unter Berücksichtigung des verkleinerten Gebie-
tes , des zurückgegangenen Geschäftsverkehrs, der verminderten
Warenbestände und Warenproduktion als mäßig im Vergleich
mit dem Umlauf vom Jahre 1913 bezeichnet werden . Im
Jahre 1913 liefen in Deutschland 6,07 Milliarden Goldmark
an Zahlungsmitteln um, jetzt werden es ohne die im Verkehr
befindlichen ausländischen Zahlungsmittel etwa 2,3 Milliarden
Goldmark sein, die sich aus 1049 Millionen Rentenmark , 497
Millionen Goldmark-Reichsbanknoten, 240 Millionen Goldmark
in kleinen Goldanleihestücken und etwa 488 Millionen Gold-
mark -Rotgeld zusammensetzen. Für eine Emission von wei-
teren 1200 Millionen Goldmark in Rentenbankscheinen, die im
wesentlicheit aus der Kredithergabe an die Wirtschast entstehen
sollen, ist der Verkehr aufnahmefähig, besonders, wenn man
die aus dem Nachlassen der Kauftraft des Goldes beruhende
internationale Preissteigerung berücksichtigt, die an sich mehr
Umlaufmittel erfordert . Übrigens wird in dem Umfange , in
dein die Rentenmark iu Verkehr gelangt , auch das wertbestän -
dige Notgeld überflüssig, dessen Zurückziehen bereits planmäßig
vonstatten geht. Ferner ist zu beachten , daß die in der Renten -
bankverordnung vorgesehene oben bereits erwähnte Konversion
der Renteubankscheine in Rentenbriefe — namentlich bei ent¬
sprechender Gestaltung der Zinsverhaltnisse — eine automa¬
tische Deflation durch allmähliche Verringerung deS Renten -
mark -Umlaufes mit sich bringen kann.

Das Reick ist sich bet (Hffoftren einer etwaigen neue » In¬
flation voll bewußt und wird daher auch keine sogenannte pri¬

vate Inflation dulden . Das BerhinderungSmittel liegt in der
Kontrolle der Währung nach Maßgabe besonderer gesetzlicher
Bestimmungen . Hierzu gehören insbesondere die Bestimmun-
gen über die Ausgabe von Notgeld .

Die scharfe Überwachung des ZahlungSmittelverkehrS und
die Stillegung der Notenpresse bilden zunächst einen Schutz
gegen währungspo liti sche Gefahren . Das Reich befindet sich
freilich in einer schwierigen Lage ; denn die ihm von der Ren-
tenbank zu gewährenden Kredite sollten ihin eine Atempause
verschaffen, während deren der Ausgleich des Haushalts herbei-
zuführen gewesen wäre . Wenngleich die Steigerung der Ein -
nahmen einen befriedigenden Fortgang nimmt , so ist doch die
Lage kritisch , da der Kredit bei der Rentenbank in Höhe von
1200 Millionen Rentenmark bald erschöpft ist. Auf diesem Ge-
biet der Einschränkung der Ausgaben und der Erhöhung der
Einnahmen ist alles geschehen , was geschehen konnte . Ein stär-
keres Anziehen der Steuerschraube ist nicht inehr möglich, da
die geschwächte deutsche Wirtschaft die Last nicht mehr tragen
könnte . Die namentlich durch die Inflation herbeigeführte
Minderung der Substanz , also die Verarmung der deutsche«
Wirtschaft, tritt in der dringenden Kapitalnot und in der Herr -
schenden Kreditknappheit zutage. Wenn in einigen Wochen die
Bilanzen der deutschen Kaufleute und Gesellschaften in Gold
aufgestellt vorliegen werden, wird diese Verarmung zahlen-
Mäßig zu greifen sein .

Wenn die Balancierung des Etats , die eine Vorbedingung
der Aufrechterhaltuug der Stabilität der Währung ist, in kür-
zester Zeit erreicht werden soll, ist die Aufrechterhaltung, wenn
möglich Erhöhung der Produktivität der deutschen Volkswirt-
schaft mit allen Mitteln anzustreben. Dazu ist Betriebskapital
erforderlich . Um dies zu beschaffen und um eine endgültige
gesunde Währung in Deutschland vorzubereiten, kommt es auf
die Gründung einer Goldkreditbank unter Beteiligung deS
Auslandes an . Die mit Hilfe des Auslandes zu schaffende
Goldkreditbank hätte mit einem hohen Prozentsatz in Gold oder
Devisen gedeckte Roten gegen dreimonatliche Handelswechsel
anzugeben ; da« Vermögen der Bank wäre im Ausland zu de-
ponieren und vor jedem Zugriff zu schützen, Ausländer würden ■
in der Verwaltung sitzen und sich unmittelbar an der Aufsicht
beteiligen können.

Alle mit Deutschland in Handelsbeziehungen stehenden Na-
tionen haben ein Interesse daran , daß Deutschland durch Ver-
wirklichung dieses Gedankens seine Wirtschaftskraft wieder er-
langt und wieder kaufkräftig wird.

Die Reichsbank ist auf die Mitwirkung bei der Einführung
der Goldwährung in Deutschland und auf die Ausgabe von
Goldmarknoten bereits eingerichtet; durch Verordnung zur Ab -
Änderung des Bankgesetzes voin 14 . März 1875, vom 26 . Ok¬
tober 1923 sind ihr die rechtlichen Möglichkeiten zur Ausgabe
von Goldmarknoten eröffnet . Sie müssen zur Sicherung ihrer
internationalen Bedeutung in Gold oder in Devisen eingelöst
werden , die auf eine der beiden für den Weltverkehr wichtig -
sten Währungen , den Dollar der Vereinigten Staaten oder das
englische Pfund , lauten . Diese Noten müssen mindestens zueinem Drittel durch einen besonderen, nur zu ihrer Deckung
bestimmten und nur für den Anspruch auK ihrer haftenden,
von dem sonstigen Goldvorrat der Reichsbank getrennt zu hal -
tenden Bestände an Gold oder Golddevisen im übrigen aber
durch auf Goldmarknoten lautende Wechsel und Schecks voll ge-
deckt sein.

Währung und Landwirtschaft
Der Präsident des Reichsbankpräsidiums Dr . Schacht legte

im <Gesamtausschuß der Deutschen Landwirtschaft seine Auf¬
fassung über Währung und Landwirtschaft dar. Er berührte
hierbei die Frage des landwirtschaftlichen Kredits und die
Stellung der Reichsbank zu diesem Problem . Er erkannte
ausdrücklich an , daß das altbewährte «deutsche gcnossenschaft-
liche Kreditwesen in seinem lokalen und zentralen Aufbau von
genossenschaftlichen Verbandskassen, Raiffeisen, Preußische
Zentvalgenossenschastskasse usw . auch in der Gegenwart zu
pflogen und beizubehalten sei . da es den Bedürfnissen und dem
WZesen -des landwirtschaftlichen Betriebskredits in zweckmäßi¬
ger Weise Rechnung zu tragen in der Lage sei.

Auch iu Zukunft müsse das Bestreben dahin gehen , wie frü -
her , mit Hilfe dieses genossenschaftlichen Systems Kapitalien
innerhalb der Landwirtschaft 'heranzuziehen, die auf der an-
deren Seite den kreditbedürftigen Stellen der Landwirtschaft
wieder zugeführt werden . Angesichts der ^urch die Währungs¬
entwertung eingetretenen Kapitalverluste uich der Kreditnot
komme diesen Bestrebungen eine ganz besondere Bedeutung
zu . Der Meichsbankpräsident betonte, daß der übermäßigen
Verteuerung des Reichsbaukkredits durch Zwischeninswnzen
mit allen Mitteln entgegenzutreten werde müsse uick er¬
wähnte in diesem Zusammenhange die bereits getroffenen
zweckmäßigen Maßnahmen . Durch diese Ausführungen ist den
wiederholt verbreiteten Nachrichten über eine anderweitige
Auffassung der Staatsregierung der Boden entzogen .
Die Anfwertnngsbegrenznng der 3 . Stenernot -

Verordnung rechtsnnwirksam ?
Die 21 . Zivilkammer des Landgerichts I Berlin hat in einer

Hypothekenaufwertuugsstreitigkeit den Antrag des Hypotheke«-
schuldnerS auf Aussetzung deS Verfahrens gemäß § 10 Verord-
nung v . 14 . Febr . 1924 abgewiesen. Das Gericht hat sich auf den
Standpunkt gestellt, daß die 3 . Steuernotverordnung insoweit
rrchtsunwirksam ist, als sie das durch die Reichsgerichtsentschei -
dung vom 28. Nov. 1923 anerkannte Recht auf «gemessene
Aufwertung beschränkt , weil sie insofern gegen Artikel 153 Ab -
satz 1 der Vevfaffung des Deutschen Retches vom 11 . August
1919, welcher das Eigentum gewährleistet, verstößt . Das Land-
gericht I Berlin schließt sich damit dem bekannten Beschluß an .
welchen der Verein der ReichSgerichsräte gefaßt hat. als die
Absicht der Regierung , das Aufwertungsrecht *u beschränken ,
bekannt wurde .



Die parlamentarische Tage
im IReicb

Die heutige Reichstagssitzung
wirb mit einer Rede des Reichskanzler « eingeleitet werben.Da am Mittwoch von der Regierungsbank noch AußenministerDr . Sttesemann sprechen soll, wird sich Dr . Marx wohl aufinnere Politik beschränken un>d in der Hauptsache die Rot.
»erordnungen erörtern , die wichtigster Anlaß der innenpoliti¬
schen Auseinandersetzungen sind . Tie Reichsregierung hat vor
lurzem erst >den Parteiführern erklärt , daß sie Beschlüsse auHAbänderung oder Aushebung „ lebenswichtiger" Verordnungen ,selbst «ine Verweisung solcher Anträge <m eine Kommissionnicht hinnehmen könne.

An dieser Auffassung der Reichsregierung hat sich seichernichts geändert und die Stellungnahme zu den vorliegendenAnträgen der Oppositionsparteien , der Scyialdemokraten undder Deutschnationalen , in der Rede des Reichskanzlers ist da¬mit von vornherein gegeben. Der Reichskanzler wird Wohl anden Verordnungen festhalten und unter Hinweis auf die Ge-
fahren , die sich sonst für die Wirtschaft , vornehmlich für dieStabilität der Mark, ergeben, die Ablehnung der oppositionel¬len Anträge verlangen . Die kompakte Mehrheit für diesesWlehnungsvottmn , hat die Regierung im Reichstag nicht hin-
ter sich . Wenn die Oppositionsparteien ihre Stimmen vereint-
gen , dann bleibt die Regierung in der Minderheit .Es kommt nicht darauf an , ob der Reichskanzler der sozial-
demokratischen Opposition auch einen Weg zeigen wird, wie
ihren begründeten fachlichen Wünschen Rechnung getragenwerden kann , ohne das; die Grundlagen des Stabilisierungs -
Werkes gefährdet werden , das die Regierung mit ihrem zu-
fammenhängenden System von Notverordnungen geschaffen
zu 'haben glaubt . Die Opposition ist nicht einheitlich in ihrenMotiven und in ihrem Ziel . Die Deutschnationalen wollen den
Konflikt und die Auflösung um jeden Preis . Sie werde» ihr
Ziel zu erreichen suchen , auch durch Anträge , die sich mit den
Forderungen der Sozialdemokratie decken , um die Linke so zn
zwingen, mit ihnen zu stimmen. Die Sozialdemokraten wol-
len offenbar nicht den Konflikt unter allen Umständen, son-
dern sachliche Erfolge erringen , mit denen sie auf die radika-
len Massen einzuwirken vermögen . Es ist also für die Regie-
rung durchaus die Möglichkeit gegeben, sich mit wechselnden
Mehrheiten durch die parlamentarischen Schwierigkeiten Hin-
durchzuringen^ Es hängt von dem taktischen Geschick auf bei -
den Seiten ab . Ob es gelingen wird , die Frage bleibt noch
offen und damit auch die, ob der Reichstag im April oder im
Mai neugewählt werden wird.

Die Neuwahlen können auf den 6. April anberaumt wer¬
den, dann müßte die Auflösung aber sehr bald, schon in der
nächsten Woche, erfolgen oder — wenn dieser Termin vertagt
wird — wegen der auf die nächsten Sonntage fallenden Feier -
tage, frühestens auf den 4 . Mai. Da man aber die Reichs -
tagSwahlen weder eine Woche vor noch gleichzeitig mit den
französischen Kammerwahlen wird stattfinden lassen wollen,
bliebe als nächster Termin der 18. Mai. An Juniwahlen denkt
man nicht mehr ; dazu sind die Vorbereitungen der Parteien
schon zu weit gediehen, als daß man den Termin , so weit hin-
ausschieben könnte. Der 18. Mai wäre der Termin , mit dem
die Regierung und die Parteien am ehesten einverstanden wä-

.. ren , wenn eine sofortige Auflösung vermieden werden könnte.
Der Reichstag^könnte dann im März die dringendsten Arbei -
ten erledigen und im April kurz vor Ostern aufgelöst werden .
Die Zeit zwischen Ostern und dem Wahltag bliebe dann der
Agitation .

Der Ausnahmezustand
Der Berliner „Lokalanzeiger" meldet, daß das Reichskabinett

sich am Montag mit der Frage der Aufhebung des Ausnahme-
zustandes beschäftigt habe, aber noch zu keinem endgültigen
Beschluß darüber gelabt sei, daß am 1. März der Ausnohme-
zustand im ganzen Reich ohne Einschränkung aufgehoben wer»
den könne . Das Blatt glaubt , daß wegen der mancherlei
Schwierigkeiten , die das Problem enthält, noch eine Reihe wei-
terer Beratungen sowohl innerhalb der Reichsregierung als
auch zwischen dem Reich und den Ländern stattfinden werbt«.

Ein „deutscher Block " in Bayern
Aus dem in Nürnberg abgehaltenen Parteitag der deutsch-

demokratischen Partei in Bayern, teilte der bayerische Land»
tagsabgeordnete Hammerschmidt mit , daß der Deutsche Bau -
ernbund in Franken (nicht zu verwechseln mit dem Bayerischen
Bauernbund in Altbayern ) bereit sei , wieder mit der demo-
kratischen Partei sür die Landtags - und für die Reichstags-
trxchlen ein Wahlbündnis einzugehen;, diesmal unter der Be-
Zeichnung „deutscher Block " . Dieser Block soll eine Zusammen -
fassung aller reichstreuen und freiheitlichen Elemente in
Bayern ohne Bindung Wer die Wahlen hinaus sein. Im Na-
men des Boxstandes der Reichspartei unterstützte Reichstags-
abgeordneter Erkelenz diese Anregung unter der Vorausset -
zung , daß die Demokratie diesem Wahlbündnis ihren Stempel
aufdrückt. Der Parteitag billigte nach lebhafter Ausfprache
das Wahlabkommen in einer Entschließung, welche die Schaf-
fung eines deutschen Blocks in Bayern , der auf den Gründls -
gen der Reichs- und Landesverfassung für die Einheit und
Geschlossenheit des deutschen Volkes und Reiches unter aus -
reichender Berücksichtigung der Lebenslage Bayerns eintritt ,als «ine nationale Notwendigkeit bezeichnet.

Zdolitiscke Neuigkeiten
3 « de« Beratungen der Sachverständigen-

komitees
meldet die „Frkft . Ztg ." aus Paris : Von beiden Komitees istdas erste noch vollauf mit der Prüfung und Sichtung des in
Berlin gesammelten Materials beschäftigt , das zweite aber hat
sich nach Abschluß seiner Vorarbeiten auf eine Woche vertagt .Die Abfassung des Gutachtens und die Ausarbeitung konkreter
Borschläge wird also frühestens nächste Woche beginnen können.Was bisher darüber an Einzelheiten verbreitet worden ist,
beruht auf Hypothesen und Kombinationen , die manchen rich-
tigen Kern enthalten mögen, denen gegenüber aber nicht genug
zur Vorsicht geraten werden kann. Insbesondere wäre es un-
vorsichtig , letzt schon ein Urteil über das voraussichtlicheErgeb-
ni3 der Sachverständigenberatungen zu fällen . Die Tendenz,di« sich aus den bisherigen Beratungen der Sachverständigen
herauskristallisiert hat, erscheint für Deutschland immerhin
nicht ungünstig insofern, als sie darauf hinausläuft , das von
Frankreich vertretene Prinzip der lokalen Pfänder durch ein
System ökonomischer , aus der Gesamtheit der wirtschaftlichenund finanziellen Kräfte des Reiches basierter Garantien zu er-
setzen. Die Sachverständigen begegnen sich darin , wenigstensim Prinzip mit den von der deutschen Regierung in ihrem

. Angebot vom Mai und inj der Denkschrift über die belgischenReparationspläne gemachten Vorschlägen.Der Grundzu «. der von den Sachverständigen angestrebtenLösung ist jedenfalls der , Deutschland gegen entsprechende Lei¬
stungen , die dem deutschen Steuerzahler sehr schwere finanzielle

Opfer auiferlegen werden , wenigstens dir wirtschaftliche Sou¬veränität über die besetzten Gebiete wiederzugeben und damitdie Boraussetzung für die Wiederingangsetzung des deutschenWirtschaftslebens zu schaffen . Eine andere Frage ist es aller -
dings, wie weit Frankreich auf Vorschläge dieser Art , welchedie Aufgabe eines großen Teiles der mit der Politik vom 11 .Januar verfolgten Ziele bedingt, bereit sein wird. Ein ge-
wisses Revirement , das in der Einstellung nicht nur der öffent¬
lichen Meinung , sondern einflußreicher politischer Kreise zudieser Frage Zweifellos festzustellen, ist, darf nicht über die
Größe und Schwierigkeiten der Hindernisse hinwegtäuschen, die
für absehbare Zeit aus der unbedingten Festlegung Poincares
«mfdie Politik der positiven Pfandausbeutung erwMhsen.Wie die „ Agence Havas " mitteilt , wird in offiziellen Kreisenerklärt , daß die französische Regierung die Absicht habe, die
Beschlüsse abzuwarten , und die Reparationskommission aufGrund des Sachverständigenberichtes zu treffen habe und daßsie die Kommission in keiner Weise beeinflussen wolle. Dem-
entsprechen!» seien die in der Presse zum Ausdruck gebrachten
Auffassungen lediglich folch« der jeweiligen Verfasser und inkeiner Weise inspiriert . Man stehe sogar auf dem Standpunkte ,daß jede öffentliche Diskussion üiber die Studien der Sachver-
ständigen nicht opportun sei , denn sie könne bei ihrer Arbeitnur hinderlich sein .

Herabsetzung der Reparationsabgabe
Die deutsche Regierung hat mit der britischen Regierungein Abkommen über die Herabsetzung der A^ rozentigen Re-

Parationsabgabe auf 5 Prozent beschlossen. Das Abkommen istam 23. Februar unterzeichnet worden und tritt bereits am26 . Februar für alle Waren in Kraft , die in England einge-
hen . Die Einziehung erfolgt genau in der . bisherigen Weise in
England . Der englische Importeur hat also 5 Prozent der
Rechnung bei der Einfuhr der Ware in England an die briti -
sche Zollbehörde zu entrichten und zahlt 85 Prozent der Rech¬
nung an seinen deutschen Exporteur unter gleichzeitiger tlder-
senduug eines Gutscheins über 5 Prozent . Die deutsche Regie-
rung verpflichtet sich , diese Scheine später , wenn die deutschen
Finanzen geordnet sein werden, in einer noch genauer festzn-
stellenden Form einzulösen.

Das französische Ermächtigungsgesetz
Die von der französischen Kammer am Samstqg verabschie¬dete Vorlage zur Sanierung der Finanzen wird am heutigenDienstag im Senat eingebracht. Es verlautet , der „Frankf .Ztg ." zufolge, daß zwar für die Lvprozentige Erhöhung derSteuern , das Kernstück der Reform, eine Wöehrheit im Senatbereits gesichert sei, daß dagegen der bereits in der Kammer

sehr 'heiß umstrittene und nur mit geringer Mehrheit ange -
nommene Ermächtigungsparagraph auf unüberwindliche
Schwierigkeiten stoßen werde . Der Berichterstatter der Finanz -
kommission , Senator Berenger , soll bereits erklärt haben , daßdie Kommission selbst eine Diskussion über diesen Teil der
Vorlage ablehnen werde, „Oeuvre " glaubt zu wissen , der Se -nat werde der Regierung statt dessen ein konkretes Programm
zur Erzielung von mehr als einer Milliarde Ersparnissen inder Verwaltung vorschlagen, und Poinear « dürfte es nicht aufeinen neuen Konflikt mit dem Senat ankommen lassen, son-dern sich mit diesem Kompromiß abfinden .

* 1
Der ehemalige Ministerpräsident Painleve erklärte in An-

necy bei einer Kundgebung, der Liga der Republik, heute, woeine internationale Lösung des Reparationsproblems am Ho-
rizont au ssteine, hoffe er, daß die französische Regierung , ohneetwas von ihren berechtigten Forderungen aufzugeben, diese
«

ünstige Gelegenheit ergreifen werde. Werde diese Gelegen-
eit verpaßt , dann sehe er nur eine Zukunft voller . Unord-

nung und Dunkelheit. ;
Briand gegen Poineare

Der ehemalige Ministerpräsident Briand hat aur Sonntag
nachmittag in Carcassonne aus Anlaß einer Gedächtnisfeier andie Demokraten der Bewegung von 1848 eine politische Rede
gehalten . Die Außenpolitik, so erklärte er. beherrsche gegen-
wärtig die innere Politik Frankreichs . Frankreich sönne abereine Außenpolitik, die seinen Interessen entspreche , nur be-treiben , wenn es der Welt als das Länd der Revolution undder Freiheit sich zeige . Dieses Frankreich habe die Welt be-
freit , und wenn es in den Augen aller die Gerechtigkeit undden Fortschritt verkörpert habe, so habe Deutschland im Gegen-teil die Reaktion und die Niederdrückung verkörpert . Solangeer Ministerpräsident gewesen sei , habe er darauf hingearbeitet ,die Einigkeit mit den Allierten aufrecht zu erhalten und den
Frieden zu regeln . Angesichts der Ungeduld der öffentlichenMeinung habe er die Ministerpräsidentschaft niederlegen müs-
sen , jedoch ein tiefes Gefühl dassür bewahrt , daß Frankreichs
Rechte und Sicherheit nur durch internationale Lösungen ga-rantiert werden könnten. Im Jahre 1921 , als er Minister -
Präsident gewesen sei . habe Frankreich mehv von Deutschlanderhalten , als in den folgenden Jahren . Er bezweifle, daß eine
befriedigendere Lösung als die , die er in Cannes vorgeschlagen
halbe , für die Regelung des Reparationsproblems gefunden wer-den könne . Man beginne einzusehen, daß die militärische Gestenicht immer als das beste Mittel erscheine, um alle Probleme
zrtz lösen.

Das Problem des Frankensturzes sei eng verbunden mit der
auswärtigen Lage . Als er die Ministerpräsidentschaft nieder-
gelegt habe, habe der Dollar auf 17 gestanden, und jedesmal ,wenn Verhandlungen mit den Alliierten eingeleitet worden
seien, sei der Franken gestiegen und dadurch so die Lcbensver-
Neuerung vermindert worden. In der Stunde , in der die
französische Regierung den Beweis abgegeben habe, daß sie be-reit sei, aus der Basis der Arbeiten der Sachverständigen znverhandeln, sei die Spannung auf dem Wechselmarkte nieder-
gehalten worden. Wenn die Verhandlungen wieder aufgenom-men würden , werde auch das Vertrauen wiederkehren. Man
müsse eine Atmosphäre der Sicherheit schaffen . Deutschlandmüsse fühlen , daß die Wiedervereinigung der Länder Europasihm den wirklichen Frieden aufzwinge . Wenn nach den Kam-
merwahlen Frankreich mit seinen tiefen republikanischen und
pazifistischen Absichten wieder in die Erscheinung treten werde,dann würden die alliierten Länder Frankreich nicht mehr nnterdem falschen Schein eines Niederdruckers erblicken . Ein Kriegsei nicht mehr möglich. Frankreich wolls ihn nicht mehr . Hier -
auf besprach Briand die schwebenden Fragen der inneren Po -litik und verlangte Einigkeit gegenüber dem nationalen Block,eine Art republikanischer Burgfrieden , der auf dem Gebiete der'-Politik das sein müsse , was der Burgfrieden während des
Krieges gewesen sei.

Der Hitlerprozetz
hat heute begonnen. Die Verhandlung richtet sich bekanntlich
gegen zehn Angeklagtet und zwar Hitler , General Ludendorff ,Oberlandesgerichtsrat Pöhner , Oberamtmann Dr . Frick, Tier -
arzt Dr . Weber , Hauptmann a . D . Röhm, Oberleutnant a . D.Brückner, Leutnant Robert Wagner, Oberstleutnant a . D . Her-
mann Kriebel und Oberleutnant a . D . Pernet . Sämtliche An-
geklagte mit Ausnahme von Ludendorff , Pöhner , Waqner undPernet befinden sich in Untersuchungshaft Als Verteidigerfind tätig die Rechtsanwälte Roder für Hitler , Justizrat von
Zet^schwitz und Lüdgebruns für Ludendorff, Roder und Hem-
Meter für Pöhner , Roder und Dr . Gütz für den AngeklagtenDr . Frick , Dr . Hell und Dr . Helmut Mayer für den Angeklag-ten Weber, Justizrat Dr . Schwamm für Röhm, RechtsanwaltHemmeter für Wagner , Justizrat Kohl für Brückner, Rechts -

«mwatt Dr . Godemann für Kribel und Justizrat Dr .für Pernet . Die Verhandlung findet statt vor dem Volfc.München I unter dem Borfitze des Landgerichtsdirektors Rej?hart , während der erste Staatsanwalt Dr . Stanglein die A»klage vertritt . ""
Die Gerichtsverhandlung , die zunächst im Amtsgericht-,gebaude am Mariahilfplatz in der Au stattfinden sollte , i» ithin der früheren Kriegsschule an der Blutenburgstraße in de »Räumen abgehalten werden, in denen zuletzt die Jnfantcri «,schule untergebracht war . Die Jnsanterieschule spielt bekannt-lich selbst in der Geschichte des 8. und 9. November eine RolleAls Verbandlungssaal ist der frühere Speisesaal der gähn -riche in den letzten Wochen eingerichtet worden. Außer den»Podium und den Tischen für Gericht und Staatsanwalt sindeine Reihe von Tischen und Sitzgelegenheit für die Angeklagte«ferner für die Zeugen und schließlich etwa 60 Plätze für diePresse und rund 60 Plätze im allgeineinen Zuhörerraum vor-gesehen worden. Außerdem sind in dein Gebäude zur Ab-Wicklung des Prozesses eine Reihe von Zimmern und Arbeits¬räumen eingerichtet worden. Dagegen ist grundsätzlich davonAbstand genominen worden, für private Zwecke Fernsprechern,richtu itgen zu treffen . Die Angeklagten werden während desProzesses im Gerichtsgebäude selbst Wohimng erhalten . DieSicherung des VerhandlungSgöbäudes wird durch grüne undblaue Polizei durchgeführt werden.Vom Montag an sind außerdem Absperrungsmatznahme«in der Umgebung des Verhandlungsgebäudes getroffen , über-dies hat der Staatskommissar für München ein begrenztes Ge.biet um die ehemalige Kriegsschule für die Dauer des Pro-zesses unter besondere Bestimmungen gestellt. Innerhalb diesesGebietes sind Ansammlungen von drei oder mehr Personenverboten, weiter sind verboten das Tragen von Waffen auchffür Personen , die einen Waflenichein besitzen, das Filmen und^ holographieren , der Hausierhandel mit Gegenständen aller Art

einschließlich Zeitungen und ferner wurde verfügt , daß poli -tische Versammlungen in den großen Sälen des Bezirkes wäh¬rend der Dauer des Prozesses nicht abghalten werden dürfen,während Veranstaltungen anderer Art genehmigungspflichtigsind . Dies find in großen Zügen in- und außerhalb des Ver¬
handlungsgebäudes die Vorbereitungen zu dem großen poli-tischen Prozeß , der in den nächsten Wochen voraussichtlich mitin erster Linie Interesse und Aufmerksamkeit der Öffentlichkeitauf sich ziehen wird.

Die Verhandlung wird jeweils von J49 Uhr morgen? biz12 Uhr mittags uud 5- 3 Uhr nachmittags bis 6 Uhr abendsdurchgeführt werden. Zu dem Prozeß hatten sich 300 Presse.Vertreter angemeldet , 60 wurden zugelassen. Besonders zahl-reich waren auch die Anmeldungen der Auslandspresse.
*

Die Angeschuldigten im Hitler -Prozeh find, soweit sie bisherin Landsberg im Gefängnis in Untersuchungshaft waren , amMontag nach München gebracht worden.Dem Vizepräsidenten des bayerischen Landtages , dem sozial»demokratischen Abgeordneten Auer , ist eine Vorladung vor de»Ermittlungsrichter mit der Angabe zugegangen, daß Auer vonden Putschabsichten am 8. und 9. November 1923 Kenntnishatte , davon aber nicht die Behörde benachrichtigte.-

Ikurze « ackricbten
Verbot der bayerischen Landtagswahlen in der Pfalz . Die

französische Besatzung hat die Durchführung der Wahl fiir den
bayerischen Landtag am 6. April für das Gebiet der Pfalz der-boten.

Kein Rücktritt v. Knillings. Die Bayerische Staatszeitungmeldet, die Gerüchte, daß der Ministerpräsident Dr . v. Knil-^ ing die AWcht habe, zurückzutreten, auf freier Erfindungberuhen . Dr . 6 . Knilling habe zu einem Rücktritt keine Ver-
anlassung.

Abgeordneter Dr . Roesicke -f . Der Präsident des Reichsland ,
bundes , Reichstagsabgeordneter Dr . Roesicke, ist an den Folgeneines Schlaganfalles plötzlich gestorben.

Der Ntfte Landtag von Mecklenburg. Amtlich sind folgend«
Wahlergebnisse festgestellt: Deutschnationale 19 Sitze, Deutsch«
völkische 13, Deutsche Volkspartei 5, Demokraten 2, Wirtschafts»,bund I, Sozialdemokraten 15, Kommunisten 9.

Hindenbnrg und der Prozeß gegen Ludcndorff . Auf eine
Aufforderung an Hindenburg , eS ist zu verhindern , daß de«
Prozeß gegen General Ludendorff stattfindet , hat der Feld»!
Marschall einen Brief , der im „Berliner Lokalanzeiger " ver-
öfientlicht wird , geantwortet , bei ruhiger Überlegung müsseman sich sagen , daß in einem Staatswesen ein Eingriff in
die Rechtspflege unmöglich sei.

Kadiscker Landtag
Die Glaubens - und Gewissensfreiheit in der Verfassung

Bei der Weiterberatung im Bcrsassuugsausschuß wurde,
der Grundsatz der vollen Glaubens - und Gewissensfrei-
heit aufrecht erhalten und noch folgende neue Bestimmung
beschlossen:

„Niemand ist verpflichtet, seine religiöse Überzeugung
zu offenbaren . Die Behörden haben nur soweit das
Recht , nach der Zugehörigkeit zu einer Religionsgesell-
schast zu fragen , als davon Rechte und Pflichten ab-
hängen , oder eine gesetzlich geordnete statistische Er he»
bimg dies erfordert ."
Die Freiheit der Vereinigung zu Religionsgesellschaftett

wird auch in der neuen Verfassung gewährleistet. Jed ?
Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegen»
heiten innerhalb der Schranken des für Alle geltenden
Gesetzes selbständig. Sie verleiht ihre Ämter ohne Mit«
Wirkung des Staates oder der bürgerlichen Gemeinden.
Der Grundsatz der Trennung von Staat und Kirche , der
sich in den letzten Jahren bewährt hat , bleibt mithin be»
stehen .

Bei der Beratung des 8 19 kam es zu längeren Ausein»
andersetzungen. Die von den Parteien zur Vorberatung
eines Verfassungsentwurfes eingesetzte Kommission halt«
in Übereinstimmung mit Artikel 149 der Reichsverfassungdem ß 19, der die Erteilung des Religionsunterrichts
regelt , folgende Fassung gegeben :

„Die Erteilung religiösen Unterrichts und die Vor»
nähme kirchlicher Verrichtungen bleibt der Willenser¬
klärung der Lehrer, die Teilnahme an religiösen Un»
terrichtssächern und an kirchlichen Feiern und Hand-
lungen der Willenserklärung desjenigen überlassendeüber die religiöse Erziehung des Kindes zu bestimm
hat ."



Das Zentrum beantragte hierzu , daß :' „keine Gemeinde
wider ihren Willen

'
zur Übernahme oder Weiterverwen »

dung von Lehrkräften , die Religionsunterricht zu erteilen
nicht in der Lage sind , gezwungen werden dürfen ."

Die Deutschnationalen stellten hierzu folgenden Zusatz
'-

antrag : „wenn die Erteilung des Religionsunterrichts
nicht durch andere Lehrkräfte in der Gemeinde gewähr
leistet ist.

"
Die Sozialdemokratie , Demokraten und Deutsche Volkse

Partei erklärten sich gegen die Anträge . Derartige Spe -
zialbestimmungen können in die Verfassung nicht aufge¬
nommen werden, sie sind im Schulgesetz zu regeln . Deh
§ 19 lehne sich übrigens wortwörtlich an die Reichsver-
fassung an . Der Zweck der Verfassnngsrevision sei in
erster Linie , die badische Verfassung mit der Reichsverfas-
sung in Übereinstimmung zu bringen . Überdies sei fest-,
gestellt , daß durch die bisherigen Versassungsbestimmun-
gen nur in ganz verschwindend wenigen Fällen Schwie-
rigkeiten eingetreten seien . Bei der Beratung erklärte
noch der kommunistische Vertreter , daß in Rußland die
Kirchen nicht nur geduldet, sondern großen staatlichen
Schutz erhielten.

Der Antrag des Zentrums und der Deutschnationalen
wurde mit 6 gegen 6 Stimmen der Sozialdemokraten ,
Demokraten, Deutschen Volkspartei und des Kommuni -
sten abgelehnt ! dagegen folgender Antrag angenommen :

„Die Erteilung des erforderlichen Religionsunter -
richts in den Gemeinden ist gesetzlich sicher zu stellen .

"

Die Krise in der badischen Landwirtschaft
Der Vorsitzendeder Modischen LandwirtschaftSkaimner, Geb-

Hardt , äußert sich in der „Bosnischen Zeitung " über die Lage
der Landwirtschat in Baden . Er führt u . a . aus :

Wie die deutsche Landwirtschaft, so sei auch die badische
Landwirtschaft bettelarm geworden . Das Mißverhältnis zwi-
schen den Preisen und den landwirtschaftlichen Betriebsmitteln
gestalte sich in seinen Wirkungen noch verhängnisvoller durch
die starke steuerliche Belastung und die Kreditnot . Hinzu komme
in Baden , -daß der Wehrbeitragswert , auf dein die Steuern

"basieren , um ein vielfaches höher fei als in Norddeutschland,
wodurch die badische Landwirtschaft gegenwärtig in ein Sta¬
dium des Weißblutens geraten sei.

Auf die Beschwerden der Badischen Landwirtschaftskammer
und oer freien landwirtschaftlichen Organisationen soll nun -
mehr eine Korrektur der Wehrbeitragswerte vorgenommen
werden . Die badische Landwirtschaft leide ferner unter den
hohen Eifenbahnfrachten und unter der französischen Einfuhr ,
besonders von billigen Weinen und Mehl . Die Arbeitslöhne
feien durchfc *eg höher als anderswo . Da in Baden der kleine
und mittlere Besitz vorherrsche, seien die Jnflationsverluste
der badifchen Landwirtschaft besonders groß. Zusannnensasiend
müsse gesagt «werden, daß die badifche Landwirtschaft unter de«
gegenwärtigen Agrarkrise besonders leid«.

Prnsnng von Landwirtschastslehrli.tgen
Um das landwirtschaftliche Lehrwesen in gesunde «Bahnen zu

lenken , hat die Badische Landwirtschaftskammer schon im letz-
ten und vorletzten Jahre Prüfungen von Landwirtjichaftslchr-
linken abgehalten . Die dritte derartige Prüfung ist auf Mitte
März dieses Jahres auf dem Versuchs- und Lehr^ut Förch,
heim bei Karlsruhe vorgesehen . Es könnet daran tmbefchol -
tene junge Landwirte auS Bwrrf » teilnehmen , die eine min -
bestens zweijährige Lehrzeit auf badischen landwirtschaftlichen
Betrieben durchgemacht haben.

Der Waldshuter Aufruhrprozetz
DZ. Waldshut, 23 . Febr . Im Aufruhrprozeß wurden

Hestern 18 weitere Angeklagte verurteilt . Es handelte sich
um die Angelegenheit der Verschleppung des Kammerzien -
rats Horn -Sehopfheim und des Oberamtmanns Wintermantel -
Säckingen. Das Gericht erkannte wegen Landfriedensbruchs
gegen den Anführer Josef Leber auf 1 Jahr 6 Monate Zucht«
Haus und 5 Jahre Ehrverlust und gegen den S . Hog auf 9 Mo -
nate Zuchthaus , abzüglich 2 Monate Untersuchungshaft . Drei
weitere Angeklagte wurden zu 1 Jahr 3 Monaten bis 7 Mo-
naten Gefängnis verurteilt , außerdem 9 eingeklagte zu 6
bezw. 3 und 2 Wochen Gefängnis , außerdem V Angeklagte zu 5
Untersuchungshaft . Vier Angeklagte wurden freigesprochen.
Der Prozeß geht heute mit dem dritten Teil der Angeklagten
weiter.

Badische Jugendherbergen
DZ . Heidelberg, 23. Febr . Zum Jugendherbergstag , der

gegenwärtig in unfern Mauern
^stattfindet , seien folgende Ein -

zelheiten über das segensreiche Werk mitgeteilt : Die Zahl der
Jugendherbergen ist von SS auf LI gelstiegen. In Vorbereitung
find S neu zu errichtende Jugendherbergen . Mit 42 Städten
und Gemeinden werden Verhandlungen geführt und man hofft,
noch in diesem Jahre das erste Hundert badischer Jugendher -
bergen feststellen zu können. Wesentlich geringer ist die Zahl
der Mädchenherbergen. Unter den 70 Orten , an denen Ju¬
gendherbergen errichtet wurden , ermöglichen nur 37 , also kaum
die Hälfte , die gleichzeitige Unterbringung beider Geschlechter ,
© ie Zahl der Ortsgruppen ist von Ig auf 60 gestiegen .

kommunale Rundschau
Außerordentliche Notstandsmaßnahmen in Mannheim .

Das Mannheimer Städt . Nachrichtenamt schreibt uns : In die
diesmalige Berichtsperiode — 15. Januar bis 15. Februar —«
fällt die Inbetriebnahme der Schweizer Suppenküche. Sie gilt
als eine der wirksamsten und segensreichsten Schöpfungen der
freien Wohlfahrtspflege . In 4 verschiedenen Ausgabestellen
werden täglich rund 1000 Liter dicke und wohlschmeckende
Suppe an Bedürftige aller Stände verausgabt . Neben dem
Schweizer Hilfswerk ist die Mannheimer Notgemeinschaft un-
ermüldlich tätig . Das Mannheimer Hilfswerk setzt seine Sam -
meltätigkeit fort , um die öffentlichen Wohlfahrtsorganisationen
mit Geld und Sachleistungen zu versorgen, oder ihnen doch we-
nigstens helfend zur Seite zu stehen. Die Wohlfahrtsamter
der Stadtgemeinde — Fürsorge — und Jugendamt — haben

bewältigen . Die Berichte der Familien -
Schreckensbilder unseres verarmten
Wohnungsnot find die Triebkräfte

wirtschaftlichen und
^

moralischen Verfalls zahlreicher, ehedem
gut fundamentierter Arbeiterfamilien . Noch ist eine sichtbare
Besserung der Gesamtwirtschaftslage nicht zu erkennen . Umso-
wehr erwächst die Pflicht zur Hilfeleistung denjenigen Volks-
genossen , die materiell dazu in der Lage find. Nur eine Kiel-
bewußte und wvhlorganisierte Hilfstätigkeit bietet jedoch die
Garantie zur Milderung des vorhandenen Massenelends.

Nachfolgend einige Zahlen über die Leistungen der Sffent-
lichen Wohlfahrtspflege und sozialen Fürsorge : Das Städt .

Jugendamt hat. aus S^entlicheu Mitteln neben Zuschüssen aus
dem Mannheimrr Hilfswerk in der Berichtszeit täglich rund
600 Kinder gespeist. An der Ouäkerfpeifung «Zwischenmahlzeit )
nehmen täglich 4000 Kinder teil . Ans Mitteln des Mann -
heimer Hilfswerks konnte das Jugendamt für Milchbeihilfe .Kleider, Wäsche u . a. m. rund 2000 M . ausgeben . Das Städt .
Fürsorgeamt hat an seine Unterstützungsempfänger neben der
ordentlichen laufenden Unterstützung als außerordentliche Bei-
gäbe 40 Zentner Weizenmehl und ea. 1500 Zentner Braun-
kohlen und Koks unenaeltlich zur Verteilung gebracht. In
besonders bedürftigen Fällen wurden auch Schuhe, Kleider,Kartoffeln und sonstige Lebensmittel gewährt . Die Sozial -
und Meinrentner erhielten zum verbilligten Preise 1000 Ztr .
Kohlen. Aus den zur Milchoerbilligung für Kinder unter
6 Jahren vom Reich zur Verfügung gestellten Mitteln wurden
an V6 minderbemittelte Familien 305 M . verausgabt . Von den
vorhandenen Reichsmitteln zur Brotverbilligung konnten 2783
bezugsberechtigten Kindern, 1630 bedürftiger .kinderreicher Fa -
Milien 6SS8 Mark zugeführt werden.

AuS Mitteln des Mannheimer Hilfswerks wurden als er»
gänzende Fürsorge für Erwerbslose bewilligt : An 155 Fami¬
lien 136 Zentner Kartoffeln , an 987 Familien sonstige Lebens»
mittel im Werte von 3482 Mark. Ferner gelangten zur Aus -
gäbe : an 253 Personen 308 Zentner Brennstoff , an 409 Fa -
Milien 373 Paar Schuhe und Anweisungen auf 157 Schuh»
reparawren . 115 Personen wurden mit 152 Kleidungsstücken,140 mit 351 Wäschestücken u . 28 Familien mit 60 Stück Bettzeug ,aller Art bedacht . An 150 Familien sind für 210 M . Medika¬
mente verabfolgt worden, während 9 Familien in 12 Fällen
Brillen , Bruchbänder usw . , 19 Personen 57 Kuren , ärztliche
Behandlungen und Bestrahlungen und 29 Familien 290 M.
Barbeihilfen bewilligt erhielten . S2 sonstige Unterstützungen
empfingen 22 Personen . Im Ganzen wurden in der Berichts-
zeit 2295 Anträge behandelt, von denen 2012 berücksichtigt wer-
den konnten. An die Erwerbslosen mit 5 und mehr Kindern
kamen als Spende 300 Pfund Schweinefleisch zur Verteilung ;
weiterhin erhielten besonders in Mitleidenschaft gezogene kin»
derreiche Erwerbslose 630 Zentner Briketts und 200 Zentner
Koks , 600 Liter Petroleum , 1 Zentner Malzkaffee, 100 Dosen
Kindernährmittel und 280 Pakete Seifenpulver . Die vom
Mannheimer Hilfswerk geförderte Massenspeisung erfolgt in
der Volksküche in der Alphornftraße. In der Berichtszeit wur »
den dort rund 5000 Mahlzeiten verabreicht zum Preise von je
20 Pfennig .

Der verband badifche Gemeinderechner hält am 15. und 16.'März dieses Jahres im Kurhause Wiedenfelfe» seine diesjäh¬
rige Landesversammlung ab.

Tie Zahl der Erwerbslosen im Stadtbezirk Heidelberg be-
trägt zurzeit 2100 , die im ganzen Amtsbezirk insgesamt etwa
2300. Die Ziffer ist immer noch hoch, jedoch seit Jahresbeginn
gut um die Hälfte zurückgegangen. Die Not unter den Arbeits -
losen ist natürlich wie auch anderwärts groß.

Der Kreisrat Offenburg beschäftigte sich in seiner letzten
Sitzung auch mit Straßenverhältnissen . Eine Reihe von
Kreisstraßen , die ehemals Gemeindewege waren , sollen den
Gemeinden zurückgegeben werden, namentlich mit Rücksicht
aus die örtliche Verkehrsbedeutung ; ein Teil der Gemeinden
ist selbst schon vorstellig geworden. Hinsichtlich des Abbaues
der badischen «Selbstverwaltungskörperschaften wurde einem Be-
schluß des Kreistages Karlsruhe zugestimmt. Der Pfleglings -
stand in der Kreisanstalt Fußbach hat sich im letzten Jahr
wesentlich erhöht. Zurzeit sind in der Anstalt gegen 260 In -
fassen untergebracht . Die Bemühungen , mit der Hagelver -
sicherungsgesellschast Berlin einen neues Vertrag
ßen . da d ?r alte En »!e 1923 ablief, sind bis jetzt erfolglos ge-
blieben. Es wurde beschlossen, die bisherige umfangreiche Tä -
tigkeit des Kreises auf diesem Gebiete einzustellen . Auf
1. April ds. Js . sind sämtliche Gemeinden des Amtsbezirkes
Ettenheim und vom Triberger Bezirk die Gemeinden Horn -
berg, Niederwasser und Reichenbach dem Kreise Offenburg zu-
gewiesen. Die Allgemeine Armenpflege Basel fordert von
dem Kreis als Ersatz für Unterstützungsauslagen an in Basel
wohnhafte Offenburger Landarme 11253 Franken . Unter den
Vertragsteilen ist über die Auslegung der Stundungsverein -
barung eine Meinungsverschiedenheit entstanden, die tunlichst
im Vergleichsweg erledigt werden soll.

Aus der Landeshauptstadt
tiber Charakterbeurteilung aus dem Äußeren deS Menschen»

insbesondere über Handlesekunst, sprach am Montag abend im
Eintrachtsaal der Experimentalpsychologe Simon , der kürzlich
schon zwei Vorträge hier über Hypnose-Suggestion und die
«Kultischen Dinge gehalten hatte . Auch diesmal war es ein
unterhaltender Vortragsabend , wobei freilich gesagt sei, daß
Mehr vages und angreifbares vom Vortragenden vorgebracht
wurde , als bei den früheren Vorträgen . Wenn auch zugegeben
sei, daß Herr Simon von dem WahrsageWvindel warnte , be-
Müht war , das Natürlich-Erklärbare in den Vordergrund zu stel-
len und recht anschaulich zu plaudern wußte, wie sich auch im
Äußern des Menschen seine Charakterveranlagung ausdrückt ,
so blieb doch noch allerhand Unbelegbares , namentlich was die
Deutung der Linien der Innenwand anlangte , in dem Vor -
trag . Gewiß ist im Äußern Habitus des Menschen die Hand
mindestens ebensoviel zu sagen imstande, wie Gesicht und
Auge, aber es bleibt doch recht ftaglich, ob Herr Simon , auch
mit den Einschränkungen, die er vorbrachte, nicht zu weit geht,
ob u . a . die Linien an der Innenseite der Hand u . U. künftige
Krankheiten und sogar Verletzungen erkennen lassen. Im ? zwei¬
ten Teil des Vortrags gab Herr Simon einer großen Reihe
von Personen aus dem Publikum Deutungen ihres Eharar -
ters aus ihren Händen.

Errichtung eines Ehrendenkmals für die gefallenen Leib»
grenadiere — Lorettogedenkfeier . Dieser Tage hat eine Vor-
besprechung über einen dieses Jahr wiederum abzuhaltenden
Regimentstag der Badischen Leibgrenadiere stattgefunden , bei
der besonders die Frage der Errichtung eines Ehrendenkmals
für die gefallenen Regimentskameraden erörtert wurde . Hier
zu soll durch eine Sammlung von freiwilligen Beiträgen die
finanzielle Grundlage geschaffen werden, wobei man
hofft, dvn der Stadtverwaltung einen würdigen Platz in-
mitten der Stadt zu erhalten . Um brauchbare Entwürfe zu
beschaffen , soll ein Preisausschreiben in allernächster Zeit er-
folgen. Die endgültige Fertigstellung des Denkmals ist für den
Mai 1925 gedacht , in welchem Zeitpunkt sodann aus Anlaß des
zehnjährigen Gedenktages der Lorettoschlacht ein Leibgrenadier -
tag in größerem Rahmen abgehalten werden soll in Verbindung
mit der feierlichen Enthüllung des Ehrendentmals . Der Aus -
schuß beschloß ferner , in diesem Jahre eine Lorettogedenkfeier
der Badischen Leibgrenadicre am Sonntag , den 11 . Mai zu
veranstalten , wozu nicht nur alle badischen Leibgrenadiere , son-
dern die gesamte Karlsruher Bevölkerung eingeladen sind. Di '
ehemalige Badische Leibgrenadierkapelle unter Leitung von
Obermusikmeister Bernhagen , die jetzt dem dritten Bataillon
des Reichswehnnsanterieregiments 14 in Konstanz angehört ,
wird am 29. Februar im Großen Festhallcsaal ein Konzert
zugunsten des Deukmalsfonds veranstalten .

Jugend. Hier wird zu einer Sammlung zweck»
Einrichtung eines Jugendheimes aufgerufen . Vorgesehen findein Lesesaal , eine ^ ages- und Wärinestube für die männli »
chen, eine etwas kleinere für die weibliche Jugend Ein wei -lerer , noch größerer Saal soll öffentlichen Veranstaltungenund größeren Versammlungen dienen. Auch will man klei»
nere Beratungszimmer für die Jugendverbände einrichten.Die Stadtverwaltung hat die Räume der fticheren Luisen»
krippe in der Rüppurrerstraße zur Verfügung gestellt .

Der Mockenguß im Film. Zu den vielen Kriegsverlusten
gehört auch ein gut Teil unserer deutschen Glocken ; selbst
manche unter ihnen , die durch ehrwürdiges Alter oder sonst
besondere Bedeutung hervorragte , wurde dein Vaterlande ge-
opfert. Allmählich wird nun das in Kriegsnot eingeschmolzeneGeläute wieder ersetzt vielfach durch Stahlguß . Die anfäng -
lich geltend gemachten Bedenken , den reinen harmonischen
Klang der ehernen Schwestern könne die Stahlglocke nie er-
reichen , hat sich als unhaltbar erwiesen ; man denke nur andas wunderbare neue Geläute verschiedener diesiger Kirchen .Seit uralten Zeiten hat der Mang der Glocke im Leben
des Menschen eine besondere Rolle gespielt; ihre Stimune be¬
gleitet uns jauchzend und klagend von der Wiege bis zun«Grabe . Die außerordentliche Volkstümlichkeitder Schiilerschen
Dichtung beruht mit darauf , daß sie die enge Verbindung deS
Glockenklanges mit den vielfältigen Lebensschicksalen deS Men -
schen so wunderbar schildert . Mit dem Werden der Glocke hebtdas ewige Lied an ; von dort her sind uns die Vorgänge deS
Glockengusses einigermaßen vertraut . Wenige aber nur wissen
Näheres darüber und die Allerwenigsten haben je den Gußeines solchen Kunstwerkes angewohnt. Jetzt eben ist die Er -
satzglocke für die ebenfalls eingeschmolzene große Kaiserglockedes Kölner Doms fertiggestellt worden . Den Guß dieser größ-
ten Glocke in Westeuropa zeigt ein Film der bei den Badifche «
Lichtspielen zur Vorführung kommt . Zwei weitere kurze Filmeaus dem Tierleben und ein lustiger Film ergänzen das Pro -
gramm .

Tanzabend der Schule Herion. Die Schule Herion, welche
schon vor zwei Jahren hier mit großen Beifall gastierte, ver-
anstaltet am Freitag , den 29 . Februar , abends 8 Uhr, einen
Tanzabend im Konzerthaus . Die Schule Herion ist eines
der führenden Institute für moderne Bewegungskunst und
tritt feit längerer Zeit in maßgebenden deutschen Städten
(Berlin , München , Köln, Stuttgart , Baden -Baden usw . ) mit
hervorragendem Erfolg auf . — Karten bei Kurt Neufeldt,
Waldstraße 39 . Telephon 2S77.

Landestheater . In der heute, Dienstag , den 26. d . M . statt»
findenden Aufführung von Lortzings „Zar und Zimmer¬
mann ", bewirbt sich Fräulein Sitta Müller -Wischin vom Lau »
destheater Neustrelitz als Marie um das Fach der ersten
Opernsoubrette . — Die Neueinstudierung der Grillparzerschen
Tragödie „Sappho " wird am Donnerstag , den 28. Februar
zum erstenmal (Abonnement B IS) wiederholt. — Als nächste
Neueinstudierung geht am Samstag , den 1 . Mfirz, die unver¬
wüstliche Gesangsposse „Kyritz-Ptiritz" von Heinrich Wilken
und Oskar Justinus in der Neubearbeitung von Toni Jmpe -
koven und Richard Weichert in Szene . Am 2. März , dem Fast¬
nacht-Sonntag , nachmittags 3 Uhr, findet nach altem Brauch
eine Faschings -Kindervorstellung statt, wobei das Märchenspiel
„Rotkäppchen" von Robert Bürkner zur Aufführung gelangt .
— Im Konzerthaus kommt am Fastnacht-Sonntag der drei-
aktige Schwank „Der Mustergatte " von Avery
( deutsch von B . Pogfon ), dessen Srst2Sfstcht !ltng einen
der stärksten Heiterkeitserfotzi davontrug , zur Wiederholung.— Hür dij ^Kümmerspiele im Künstlerhaus" befindet sich das
Schauspiel „Der Wettlauf mit dem Schatten" in Vorberei¬
tung , dessen Verfasser, der Dichter Wilhelm von Scholz , in
diesem Sommer sein fünfzigstes Lebensjahr vollendet.

# Kolosseum . Eine recht unterhaltende Posse mit Gesang
in 3 Aktenj von I . Pangoff , Musik von Gottlieb Klug »Eine
Hamsterfahrt" geht vom 23.—29. Februar im Kolosseum über
die Bretter . Herr Josef Weißweiler als Rentier FabriciuS ist
wieder in seinem Element , wie auch dis anderen Darsteller ihr
Bestes tun und reichen Beifall für ihr flottes Spiel finden.
Die Vorstellungen im Kolosseum sollen am 29. Februar mit
einer Abschiedsvorstellung ihr Ende erreichen . Die Gesänge
begleitet trefflich die Hauskapelle unter Schottes Leitung , die
auch die Pausen angenehm ausfüllt .

Der Schweizer Unterstützungsverein „Helvetia ' -Karlsruhe
hielt am Samstag im „Löwenrachen" feine ordentliche Haupt »
Versammlung ab . Der seitherige bewährte erste Vorsitzende
Haßler wurde einstimmig wiedergewählt, ebenso die anderen»
Herren des Vorstandes . — Die hiesige Schweizer Kolonie zählt
etwa 630 Köpfe .

Die Freie Metzgerinnung hat sich für das freie Einkaufsrecht
beim Landwirt und gegen jede behördliche Beschränkung des
Schlachtvieheinkauifes ausgesprochen .

Eine Entschließung des hiesigen Wirtevereins wendet sich
gegen die Erhebung städtischer Fremden- und Getränkesteuern
und verlangt die Errichtung von Gastwirtskammern .

Poftbezicher
die den Bezug der Karlsruher Zeitung für den Monat März
noch nicht erneuert haben , wollen dies t»« v«rzüglich besorgen,
damit in der Lieferung keine unliebsame Unterbrechung eintritt .

Ikurze Macdrickten aus Waden
DZ . Heidelberg , 23. gebr. Die erste Schloßbeleuchtung ditt

ses Jahres findet voraussichtlich am Samstag , den 10. Mal
anläßlich der Daunstädter Tagung der landwirtschaftlichen
Genossenschaften statt .

DZ . Heidelberg , 25. Febr . Starker Schneefall ist gestern
abend ' und in der Nacht im ganzen Odenwaldgebiet eingetre¬
ten . Von der Höhe des Königstuhles wurde heute vormittag
vier Grad Kälte und zehn bis fünfzehn Zentimeter Neuschnee
gemeldet .

DZ. Pforzheim, 23 . Febr . Der Schlichtungsausschuß hat
sich für die Beibehaltung der 48 - Stundenwochein der Schmuck -
Warenindustrie ausgesprochen. Der Arbeitgeberverband hat
den Schiedsspruch einstimmig abgelehnt.

DZ. Maisch (Amt Wiesloch ) . 23. Febr . Im 66. Lebensjahre
ist der hier im Ruhestand lebende frühere Pfarrherr von Peter
und Paul in Karlsruhe -Mühlburg , Jsrmanu , gostorben .

DZ . Offenburg, 24. Febr . Heute früh nach 6% Uhr ertön¬
ten die Feuersirenen . Das Hinterhaus zur Rheinischen Cre-
ditbank in der Hauptstraße , in dem zurzeit die Firma Hubes
& Kunz eine elektrotechnische Werkstätte eingerichtet hat, stand
von oben bis unten in hellen Flammen . Das Gebäude, ein
sehr stabiles «nd mehrstöckiges Bauwerk, ist völlig ausgebrannt .
Nebengelegene Gebäude waren stark gefährdet. Die Ursach ?
ist noch nicht einwandfrei festgestellt , doch spricht man von
Brandstiftung .

DZ . Endingen, 25 . Febr . Berechtigten Wünschen Rechnung
tragend , will die süddeutsche Eisenbahngesellschaft den Verkehr
auf der Kaiseistuhlbahn ab 2. März an den Sonntagen wie«
der anfnehmen .



' DZ . Ludwigshaten . 21 . Febr . Bürgermeister Rutscher istbom Bayer . Justizministerium zum Justizrat ernannt worden .
Butscher war em Opfer der Separatisteri &ewegung geworden ,t nun aber nach zweimonatigem Ausgewiesensein seinen

ienst wieder angetreten .
DZ . Kaiserslanteru , 90. Febr . Die bayrische Kunstverwal -

hing will jetzt der Pfalz , t»i« in ihrer Kunstpfiege etwaS stief -
mütterlich bÄandelt worden ist, ein Museum schaffen. Die
Münchener Pinakothek hat daher , «wie die Blätter melden ,eine Zusammenstellung von Gemälden für eine Provinzgale .
t ?e i« Kaiserslautern vorbereitet , (Diese Galerie dürfte zwei -
tellos dem Pfälzer Getoecbemuseum in Kaiserslautern ange -
» iiedert werj >en >.

Dandel rntb Mirtsckatt
Berliner Dkvisen « otierunge «

in Millionen Mark
2v . Frbruar 26 . FebruarS«l» Brief « tb Brief
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London . . .
Rewyork . . .
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Prag . . . .
Wien (100 Arenen)

Di« (Mite Ziffer bekxuttt bl« Zuteilung in Pr »t«ui
Auf der Freiburger Weinbörse vom 21 . Februar 1924 warbei gutem Besuche we^en ungeklärter Marktlage der Umsatzunbedeutend . Die angebogenen Mengen waren umfangreicherals bei der letzten Börse , konnten aber infolge voksichtigerL

rückHaltung bei der Bedarfsdeckung kaum untergebracht weroe
Der schweizerische Holzhandel . Im schweizerischen Nutzholz-

Handel scheint zurzeit Hochkonjunktur zu herrschen, da die Nach-
frage in stärkeren Sortimenten , Buchen, Hagebnchen . Eschen und
Ahorn bei hohen Preisen sehr lebhost ist. Dasselbe gilt auch
für schöne Föhren und Weimutsföhren . Weniger begehrt sind
dagegen Eichen in mittlerer Qualitätslage . Es darf daraus
geschlossen werden , dafc die Bautätigkeit gegen das Frühjahrhin jedenfalls ziemlich intensiv einsetzen wird.

u-
en.

Staatsanzeiger
Nr . 18461 Vorbereitung der Reichstagswahl 1321

An die Bezirksämter
Der Reichsminister des Innern hat mit Rücksicht auf die

Möglichkeit, das; die Steuwahien im Reichstag noch vor Ablaufder Legislaturperiode statfinden . durch Rundschreiben die Lan -
dec-rcgierungen ersucht , die Gemeinden anzuweisen , mit der
Vorbereitung zur Auisstellung der Wählerlisten und Wahl -
kartete» unverzüglich zu beginnen und die Arbeiten so zu be-
schleunigen, datz die L i st e n a m 23 . März auslegungs¬fähig sind.

Ich verweise auf das Reichstvahlgesetz vom 27. April 1920
Kr . 87 5 , 627 ), abgeändert durch die Gesetze vom

LI . Oktober 1W3 'RGBl
'

i Ar . 71 S . 801 ) und vom 31 . De¬
zember 1923 (9tGBl . 1024 Nr . 1 S . 1 ) .

Wegen der ReichSnxrhlordnnng wird auf die BekanntmckchUngvom 21 . Dezember 1920 (RGBl . Nr . 241 Seite 2171 ) verwiesen .Die neue Reichswahlordnung wird demnächst veröffentlicht wer -den . Hinsichtlich der Form der Wählerlisten und Wahlkarteiensind neue Bestimmungen nicht vorgesehen . Desgleichen werdendie lBestimmungen über die Bildung der Wahlbezirke und ihre
Gröhe aus der bisherigen Rcichswahlordnung junverändert
übernommen .

Ständige Wählerlisten werden nicht obligatorisch eingeführt ,es wird vielmehr dem Ermessen der Gemeinden überlassen, ob
sie »fortschreibbare Wählerlisten oder Wahltarteien führen wol-len oder nicht . Es wird lediglich bestimmt werden, dah dieGemeinden dafür sorgen, das; die Unterlagen für die Stimm -
listen jederzeit so vollständig vorhanden sind und geführt wer-den , das; eine Berichtigung oder Nounufstellnng der Stimm -
listen vor Wahlen oder Abstimmungen rechtzeitig beendet wer-den kann.

Bon der fortschreibbaren Wahlkartei wird indessen zweck-
»nätzig möglichst weitgehender Gebrauch zu machen sein.

Soweit Wählerlisten in Heftform angelegt werden , sollen
dies« möglichst viele , mindestens S Spalten zur Aufnahme der
Vermerke über die erfolgte Stimmabgabe enthalten , damit siefür mehrere Wahlen oder Abstimmungen verwendbar sind.Alte Bordrucke können aufgebraucht iverden .Die Bezirksämter werden veranlagt , von den Gemeinde -
behörden die Kenntnisnahme vorstehenden Erlasses bestätigenzu lassen. Der Bollzug ist hierher anzuzeigen .

Wegen der Abgrenzung der Wahlbezirke , welche für die An.
legung der Wählerliste oder Wahlkartei maßgebend ist, wird
auf § 9 Reichswahlgesetz . § 43 Reichstvahlordnung sowie An-
läge v dazu Bezug genommen ; die in Absatz 2 de» § 45 Reichs¬
wahlordnung vorgeschriebene Mitteilung an den Krei wähl -leiter kommt vorerst nicht in Betracht .

Karlsruhe , den 26 . Februar 1934
Der Minister deS Inner »

Remmele

Die persönliche Berechtigung zum Betriebe der Apotheke in
Eigeltingen , Amt Stockach. wird zur Bewerbung ausgeschrieben .
Bewerbungen sind unter Anschluß der erforderlichen Zeugnissebinnen 14 Tagen einzureichen .

Karlsruhe , den 23. Februar 1924
Der Minister des Innern

I . A . : Arnsperger

Die Ausführung des Reichsmietengesetzes und der dritten
Steuernotverordnnng

Auf Grund von § 27 Absatz 1 der dritten Steuernotverord¬
nung vom 14. Februar 19SM (Reichsgesetzblatt Seite 74) und§ 6 Absatz 3 der Ausführungsverordnung in der Fassung vom23 . Oktober 1923 (Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 332 )zum Reichsnrietengesetzwird nach Anhören von Vertretern derVermieter und Mieter mit Wirkuug vom 1. März 1924 fol-gendes angeordnet :

1 . Die gesetzliche Miete beträgt für alle Geineinden des Lan -des 35 vom .Hundert der Friedensmiete in Goldmark . — Di«Goldmark ist auf Grund des amtlichen Berliner Dollarmittel -kurfes des der Zahlung vorangehenden Aages zu berechnen.— In dem angegebenen Satz sind die Zuschläge für laufendeuii'd große JnstandsetzungSarbeiten . ixt Zuschlag für Ber -
tvaltungskosten und der Zuschlag für Betriebskosten — letzte¬rer vorbehaltlich der Bestimmungen in Ziffer 2 Absatz 4 die-
ser Bekanntinachuirg — sowie die Grundmiete enthalten .Die Zuschläge für lausende und große Jnstandsetzungsarbei -ten betragen von obigem Satz zusammen IS vom Hun -dert der Friedensmwte , wovon drei Fünftel auf den Zuschlagfür laufende und zwei Fünftel auf den Zuschlag für groß«
Jnstandsetzungsarbeiten entfallen . Diese Zuschläge dienen
ausschließlich der Unterhaltung der Häuser . Der Zuschlag fürgroße InstandsetzungSarbeiten gilt auch für diejenigen Ge¬meinden, in denen bisher ein solcher Zuschlag nicht erhobenwurde.

Diejenigen „Städte " im Sinne der Gemeindeordnung , fürwelche die Berechnung der Februarmiete 1924 einen höherenSatz wie 38 vom Hundert der Friedensmiete ergibt , sind er-mächtigt, einen höheren wie den genannten Hundertsatz, je-
doch nicht über 40 vom Hundert der Friedensmiete , mit Wir -
kung vom 1 . März 1924 festzusetzen. Der Hundertsatz wärealsbald bekanntzugeben.

2. Als Friedensmiete gilt der Golduiarkbetrag des Mietzin -
seL , der für di« mit dem 1 . Juli 1914 beginnend« Mietzeitvereinbart war .

Mieten d-« FestKlluim der Friebensmiete , insbesondere in
zweifelhaften oder besonderen Frntett , -wird auf § 2 ?(<&[. *?—5
des Reichsmietengesetzes verwiesen (Festsetzung Der Friedens -miete auf Antrag durch das Mieteinigunasamt ) .Von der Friedensmiet « sind zur Berechnung der gesetzlichenMiete (Ziffer 1 Absatz 1 dieser Bekanntmachung ) abzuziehen :

a ) Diejenigen Betriebskosten, welche im Einzelsalle in derMiete des 1 . Juli 1914 (Friedensmiete ) enthalten Goaren , de-reu besondere Berechnung und Zahlung aber damals im all-
gemeinen ortsüblich war , z . B . Trevnenhausbelenchtung und
dergleichen,

d ) die in der Friedensmiete enthalten gewesenen Kostenfür Sammelheiznng und Warmwasserversorgung .
c ) Nebenteistungen im Sinne von § 2 Abs . 2 >der Ausfüh¬

rungsverordnung zum Reichsmietengcsetz (z . B . Fahrstuhlb ".-nützung , Glasversicherung und dergleichen ) .Soweit der Vermieter Leistungen der im vorstehenden M -
satz erwähnten Art für die Mieter jetzt noch ausfährt , ist er

berechtigt , die hierfür entstehenden Aussagen auf die Mieterumzulegen .
Ist die Höhe der FriedenSmiete zweifelhaft oder war ste of-fetäwr unbillig , so wird den Parteien — namentlich in denje -» igen Gemeinden , in denen die Grundmiete seither au » den,Gebäudefteuecwert berechnet wurde — empfohlen , als Frie¬denSmiete die um ein Fünftel erhöhte , für die Wohnung fest-gestellte Grundmiete anzunehmen .
3 . Die Gemeindebehörden und Bezirksämter find weiterhinnur zuständig , gemäß 8 6 Abf . 1 und 2 der Ausführungsver¬

ordnung zum Reichsmietengesetz für einen Zuschlag für ge-
werblich « Räume (§ 10 Abf . 2 des Reichsmietengesetzes und§ 8 Abs. 1 Satz 2 der Ausführungsverordnung ) Höchstsätze in
Hundertsätzen der FriedenSmiete festzusetzen.Die seither hierfür in einem Hundertsatz der Grundmiete
festgesetzten Sätze behalten bis auf weiteren Beschluß der Ge -
meindebehörde (d«ö Mietenausschusses ) oder des Bezirksamts
Gültigkeit . Bis dahin find die Sätze in Hundertsätze der Frie -densmiete umzurechnen .

4. Ein Zuschlag für die Steigerung der Hypothekenzinsen nack
§ 3 Abs. 1 Ziffer 1 des Reichsmietengesetzes wird auch ferner -hin gemäß 8 13 Abf . 1 der Ausführungsverordnung zumReichsmietengesetz im Einzelfall auf Antrag vom Mieteini -
gnngSamt festgesetzt.

5 . Die von den Gemeindebehörden und Bezirksämtern fürden Betriebskostenzuschlag festgesetzten Hundertsätzen »elfteren ,ebenso wie die von den Gemeinden über 6000 Einwohnern fest-
gesetzten erhöhten Hunderisätze für den Verwa 'tungskostenKU-
schlag, vom 1 . März 1924 ab ihre Wirksamkeit . Eine Umle -
aung von Betriebskosten erfolgt nur noch in den in Ziff . 2 Ab -
satz 4 dieser Bekanntmachung aufgeführten besonderen Fällen .6 . Mein « Bekanntmachungen vom 24. Oktober 1933 (Staat ? -
anzeiger Nr . 247 vom 24 . Oktober 1923 ) und 21 . Dezember1923 (Staatsanzeiger Nr . 298 vom 23 . Dezember 1998 ) wer¬den auf den 1 . März 1924 aufgehoben .

Karlsruhe , den 26 . Februar 1924
Der ArbeitSminister

Qr . Engler

Infolge der Verlängerung der Arbeitszeiten m Friedrichs -
Hafen treten ab Montag , 3 . März d. Js . , auf den Strecken
Radolfzell —Friedrichshafeitz und Unteruhldingen —Frickingen
größere Fg ^ planänderungen in Kraft , die mw den Stationen
zu erfahren find . Zum Äushangfahrplan erscheint ein Deck -
blatt .

personeller Teil
Ernennungen , Versetzungen. Zurruhesetzungen usw .

der Plaxmihige» Beamte-
Aus dem Bereich des Ministeriums de» Innen »

Versetzt :
Verwaltungsinspektor Otto Sauer beim Statistischen La«-

desamt zum Bezirksamt Karlsruhe .
In den einstweilige « Ruhestand versetzt:

Bezirksarzt Medizinalrat Dt . Gustav Eugen Poptz in Säk -
kingen, Revisionsoberinspektor Hermann Walter beim Bezirks¬amt Konstanz.

Entlassen :
Verwaltungsobersekretär Friedrich Bechler beim Bezirksamt

Konstanz .
Ministerium des Kultus und Unterrichts .

Ernannt :
den Lektor für ZeituiigAvesen und Publizistik an der Uni-dersität Arxihlira Professor Licentiat Wilhelm Kapp zum or»

deutlichen tzonorärprofesssr an der Universität Freiburg .
Zuruhegesetzt auf Ansuche» i

Anstaltsapotheker Hugo Dsrner bei den Vereinigten klini¬
schen Achtalten her Universität Freiburg , Rektor JohannThum an der Volksschule in Oberhausen . Amt Bruchsal , Ober -lchrer Friedrich M?1?r in Freiburg i . Br ., HauPtlehrer AdolfMüller in Schapbach-Se ebach Amt Wolfach , Hauptlehrer Phi¬lipp Schleyer an der Volksschule in Ibach , Amt Oberkirch.

Arbeitsministerium
Versetzt :

Bezirksbaukontrolleur Heinrich Fischer beim BezirksamtTriberg zum Bezirksamt Wolfach .
In de« einstweiligen Ruhestand versetzt?

Kanzleiassistent Jakob Gründe ! beim Gewerbeaufsichtsamt .n Badische Lichtspiele , um■
Dienstag , den 26 -, Mittwoch , den 27 .,Donnerstag , 28 . Februar , jeweils abends8 Uhr , Mittwoch auch nachmittags 4 Uhr

Der Guß der größten Glocke Westeuropas

Natur im Film
Katzenbilder — Eisbärenjagd

Harrys Badetag
Ein lustiges Spiel $ .145

Vorverkauf : Musikhaus Müller , Kaiserstraße
Konzerihaua gebeizt

Badisches Landestheater .
Dienstag , 26. Febr . 7 J/a b . n . 10 Uhr . Sp . 15 .40 M.Abonn . D 15 . Th - Gem . B .V .B . Nr . 1901 —2100.Zar und Zimmermann .

Kekanutmachmtg .
Gemäß 12 der Geschäftsordnung der badischenAuwaltskammer wird bekanntgegeben, dag das Ehren-

fericht
auf die Dauer der nächsten zwei Jahre aus

olgendeu Rechtsanwälten besteht:
1 . Tietz , Dr ., Karlsruhe , Vorsitzender .2. Kusel. Karlsruhe , stellvertretender Vorsitzender̂3 . HachrubiirA, Dr ., Mannheim ,4 . Siuaner , Freiburg i, Br .,5 . Bielefeld, Dr ., KarlsruheDie Reihenfolge, in welcher die übrigen Mitgliederde§ Verstands als Ersatzrichter einzutreten haben,wurde wie folgt bestimmt :
Haudel , KurlZrube,
Liudeck, Mannheim ,
Ronibach , Dr . H., Offenburg ,Schlech , Fr ., Konstanz .Selb , Dr . Emil , Mannheim ,
Deutsch , Dr ., Mannheim ,Haas , Dr . L-, Karlsruhe ,
Schoch , Dr ., Heidelberg .
Fürst, Dr . Fr ., Karlsruhe ,Steinet , Eugen, Pforzheim .
Karlsruhe . den 23. Februar 1924 . » .607Der Vorstand der badische« Auwaltskammer:Dr . Dietz . Vorfitzender

la. Steinkohlen
S \ Koks, Grudekoks A
Steinkohlen-u .Braunkohlenbriketts

Brennholz
liefern

Kohlenhandelsgesellschaft
HauptbOroi Rheinhafen , Nordbeckenstr . 6

Femsprecher 982 und 5165
Stadtbüroof KaiserstraBe 118«Fernsprecher 5506
Durlacher Allee 10 (Vertr. : Willi . Kaeller ) j

Femsprecher 5724 D .14 f

M . Gesetz- «. Strortraingsbl.
Jahrgänge 17—23

Jahrgänge 18—23
billig zu verkaufen . V548

Kommunalverbattd
Mosbach t. Baden .

Maskenkostüme
zu verleihen. DH2

Kreuzstraste 7 » Seiten -
bau II . Stock bei Summ -

Bürgert . « « WM
> «NM« MitsMtit .
» .605 .2.1 . Baden . Di«

minderjährige Asta Senta
Müssig , geb . am 28 . Juli
1021 in Eutingen , vertre -
ten durch den städt. Be-
rufsvormuub in Offen -
bürg , Prozestchevollniächtig -
ter : Rechtsanwalt Justiz -
rat Reis in Baden , klagt
gegen den Tänzer Ott »
Fred ? Stark » früher in Ba¬

den°Baden , z . Zt . an unbe-
kannten Orten , mit dem
Antrage auf kostenfällige,vorläufig vollstreckbare
Verurteilung des Beklag-
ten zur Zahlung einer Un-
terhaltsrente von monal -
lich zwairzig Goldmark —
vierteljährlich vorauszahl -
bar — (an Stelle der vor-
herigen urteilsmäs '.igen
Unterhaltsrente von mo-
natlich lg 400 Mark ) an
Händen des jeweiligen
Vormundes des klagendenKindes. Zur mündlichen
Verhandlung , des Rechts¬
streits tvird der Beklagtevor daö Amtsgericht in Ba -
den -Baden , Zimmer 17 .auf Freitag , den 21 . März
1924, v»rmitta «iS 9 Uhr,
geladen.

Baden , 7. Febr . 1824.
Ter Gerichtsschreiber »es

Amtsgerichts .

B .S8V . Schwetzingen .Das Konkursverfahren
über das Vermögen des
ZiMrrenfabrikanten Jo -
Hann Langl - tz in Neulu ^-
heiin wird eingestellt, da
eine den Kosten des Ver -
fahrens entsprechendeKon-
kursmasse nicht vorhanden
ist-
Schlvetziugen, 20. Febr . 24.

Bad . Amtsgericht II .

aert am Montag, de« 3
März d. I ., vormittags um'/,11 Nhr anfangend , bei
der unteren Waldhütte
folgende Hölzer :

104 Eichen bis 2,54 Fm .
messend . Dl 46

44 Eschen bis 0,74 Fm .
messend ,

23 Kirschbäume bis 1,00
Fm . messend

Forstwart Gmelin fertigt
auf Verlangen Listenaus -
Züge.

Meifsenheim,den 23. Februar l S24 .
Gemeiuderat:

gez. Fischer , Bürgermeister .

ZerWedem
SekNntiZischiliiW.

KtamWZzyeWgttNg .
Die Gemeinde Meissen-

heim lAmt Lahr » verstei -

lii | t unö EichM-
StMWIZVZrkllüs .

AuS dem Grundreisjig -
tvald bei T 'ürrenbüchi^,
Bahnstatisn Bretten , wer -
den freihändig verkauft :
03 Buchen II .—V. Klaffemit 54,04 Festm.

7 Elsbeer V. und VI .
Klasse mit 1,47 Festm.

27 Eichen I„ III .—V.
Klasse mit 17 .40 Festm.

Vorzeiger : Wnldhüter
Häsele, Dürrenbüchig .

Nähere? durch das
Marigr . Forstamt Salem ,
Bodensee. D .143

Angebote bis Montag»den 3. März 1924, an das
Forstamt .

QfrihßliftitfliiflhitörfAiif^iiiv v̂^uity vvituii| •
Das Forstamt Herren »

wies in Forbvch ( Baden )
verkauft freihändig : in 6
Losen : 1103 ssestm . Fich¬

ten unb Tannen 1 .—III .
Klasse und 405 Festm. Fi
und Ta IV .—VI . Klasse ,
sowie 1 Los Forlen mit
112 Festm . I .—III . Klasse .
Angebote sind bis Don-
nerstag , den 6. März
1924, nachmittags 6 Uhr,
einzureichen. LoSverzeich -
nisse und nähere Auskunft
durch das Forftamt (Fern -
ruf Forbach Nr . 15 ) . 58 .579

Mckundholz - Verlauf.
Die Bad. Forstämter

Pforzheim und Huchenfeld
in Pforzheim verkaufen
freihändig etwa 2200 Fest¬
meter Fichten - und Tan -
nen- und 35fl Festmeter
Forlenrundholz . Schriftli¬
che Angebote sind bis fpä-
testen? Montag , de« . 19 .
März , früh 19 Uhr, bei
den betr . Forftämt « «^ von
denen jedes für seine
Waldungen Auskunft und
LosauSzüge erteilt , einzu -
reichen . B .594

Bad . Forstamt Oberwei -
ler verkauft frethäirdi«
aus den Staatswalldungen
bei Sirnitz 1 Los Stark -
holz und 1 Los UÄasten -
holz mrit zus . 491 Festm -
Angebot « wollen bis spä-
testen? Montag , de « Z.
März , nachm. 3 Uhr. in
Prozenten der Goloinark -
grundpreife schriftlich ein -
gereicht werden . Bsdingun -
gen und LosauSzüge durck'
das Forstamt . B -SV3

Druck G . Braun , Karlsruhe .
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